


Textliche Festsetzungen 

zum Bebauungsplan Nr. 451 (2. Planfassung) 
- Augustinusviertel, Nordkanalallee (St. Josef Krankenhaus) - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 26.06.2008 Es gilt die BauNVO 1990 

1. Sondergebiet gemäß § 11 Baunutzungsverordnung (BauNVO) "Krankenhaus" 

Es sind alle Einrichtungen für eine stationäre Klinik, eine gereonto-psychiatrische Tagesklinik und ein 
Pflegewohnheim zulässig. Die Nutzungsarten sind durch Einschrieb innerhalb der jeweiligen Baufelder 
festgelegt. 

2. Höhe der baulichen Anlagen 

Die festgesetzten maximalen Gebäudehöhen dürfen durch untergeordnete technisch bedingte Dach-
aufbauten auf max. 20% der bebauten Fläche um bis zu 3,50m überschritten werden. 

3. Beseitigung von Niederschlagswasser 

Das Regenwasser der Dachflächen der vorhandenen Gebäude und der Zufahrt / Anlieferung ist in die 
Obererft zu leiten. 
Das Regenwasser der Dachflächen des Ergänzungsbaus zum vorhandenen Gebäude und aller 
Zufahrtsflächen einschließlich Kurzparkern ist über Vorfilter in die Obererft zu leiten. 
Das Regenwasser der intensiv begrünten Dachflächen darf nicht versickert werden. 
Die Dachflächenwasser aller anderen Neubauten sind über Rigolen zu versickern. 
Die Grün- und Wegeflächen sind in Mulden oder seitlich zu versickern. 

Für jede Versickerung des Niederschlagswassers ist bei der Unteren Wasserbehörde eine Erlaubnis 
zu beantragen. 

4. Immissionsschutz 

Das gesamte Plangebiet liegt im Lärmpegelbereich III gern. DIN 4109. Das bewertete Schalldämmaß 
Rw für Außenbauteile muss für Aufenthaltsräume mindestens 35 dB, für Bettenräume min. 40 dB 
betragen. 
Die im Plan gekennzeichneten Fassaden zur Nordkanalallee und zur Selikumer Straße liegen im 
Lärmpegelbereich IV gem. DIN 4109. Zum Schutz der Aufenthaltsräume muss das bewertete Schall-
dämmaß Rw für Außenbauteile min. 40 dB, für Bettenräume min. 45 dB betragen. Evtl. Lüftungen von 
Bettenräumen im Lärmpegelbereich IV sind schallgedämmt auszuführen. 

5. Anlagen und Vorkehrungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 Baugesetzbuch (BauGB) zum Schutz 
gegen schädliche Umwelteinwirkungen 

Im Bereich der unversiegelten Flächen innerhalb der Altablagerung / Auffüllung Nordkanal ist eine 
0,30m starke Schicht aus Mutterboden aufzutragen, um einen direkten Kontakt Boden - Mensch voll-
ständig ausschließen zu können. 



6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft gem.  
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

Es sind gemäß dem Landschaftspflegerischen Fachbeitrag 84 Bäume neu zu pflanzen. Auf dem 
Parkplatz südlich der Nordkanalallee sind hiervon min. 35 Bäume zu pflanzen. Die Anpflanzung auf 
dem Parkplatz hat so zu erfolgen, dass mindestens nach jeweils 6 Stellplätzen eine Baumscheibe 
angeordnet wird. 
Es sind standortgerechte Bäume mit einem Stammumfang 18 / 20 zu verwenden. Die Arten sind der 
Liste im Landschaftspflegerischen Fachbeitrag zu entnehmen. 

Die Flachdächer der neu zu errichtenden Gebäude mit Ausnahme der als Therapiegärten genutzten 
Bereiche sind extensiv zu begrünen. 

Die vorhandenen Gehölzstrukturen entlang der Augustinusstraße und an der Nordkanalallee sind zu 
erhalten und dauerhaft zu pflegen sowie durch Neupflanzung in geeigneter Weise zu ergänzen. 
Die vorhandenen Hecken im Bereich des Parkplatzes südlich der Nordkanalallee sind zu erhalten und 
dauerhaft zu pflegen 

7. Hinweise 

Empfehlung des staatlichen Kampfmittelbeseitigungsdienstes (Bezirksregierung Düsseldorf): 
Bei Aushubarbeiten mittels Erdbaumaschinen wird eine schichtweise Abtragung um 0,50m sowie eine 
Beobachtung des Erdreichs hinsichtlich Veränderungen wie z.B. Verfärbungen, Inhomogenitäten 
empfohlen. Generell sind die Bauarbeiten sofort einzustellen sofern Kampfmittel gefunden werden. 
Die zuständige Ordnungsbehörde oder die nächstgelegene Polizeidienststelle ist dann unverzüglich 
zu verständigen. Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, 
Pfahlgründungen etc. ist grundsätzlich eine Sicherheitsdetektion durchzuführen. 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Überschwemmungsgebiets des Rheins. Das Gebiet ist nicht vor 
Hochwasser geschützt und kann bei Eintritt des sog. Bemessungshochwassers in den Bereichen 
überflutet werden, die eine Geländehöhe von 37,19 m ü. NN unterschreiten. 


